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Vorwort

„Basisqualifikationen Industriemeister – Das kompakte Wissen für eine erfolgreiche Prüfung“ vermittelt in 
einem Band und lerngerecht aufbereitet das Prüfungswissen.

Das Buch eignet sich gleichermaßen, den Stoff

 ▪ lehrgangsbegleitend zu bearbeiten

 ▪ vor der Prüfung intensiv zu wiederholen.

Der Inhalt
 ▪ umfasst alle fünf Handlungsfelder nach IHK-Rahmenplan:

 – Rechtsbewusstes Handeln
 – Betriebswirtschaftliches Handeln
 – Anwenden von Methoden der Information, Kommunikation und Planung
 – Zusammenarbeit im Betrieb
 – Naturwissenschaften und technische Grundlagen

 ▪ ist in allen Handlungsfeldern gezielt auf das notwendige Prüfungswissen fokussiert.

Ein effizientes Lernen wird gefördert
 ▪ durch verständliche Informationstexte mit herausgehobenen Merksätzen,

 ▪ mit weiteren, das Verständnis und das Behalten unterstützenden Gestaltungselementen (z. B. Übersicht 
 bietende Tabellen, Visualisierungen, Beispiele, Berechnungen) und

 ▪ ein übersichtliches, farblich gut strukturierendes Layout.

Für die konkrete Prüfungsvorbereitung
 ▪ enthält das Buch eine große Anzahl von Aufgaben zur Wiederholung des Wissensstoffs und

 ▪ eine Auswahl von typischen Aufgaben zur Prüfungsvorbereitung. Damit können wichtige Themen geübt 
werden. Das Vorgehen bei der Lösung wird geschult, bei dem es darauf ankommt, die sprachlichen Deskrip-
toren (z. B. Nennen, Erklären, Berechnen, Anwenden usw.) in den Aufgabenstellungen sorgfältig zu beachten. 

 ▪ Die Lösungen aller Aufgaben stehen online unter www.europa-lehrmittel.de/80509 zur Verfügung.

 ▪ Es ist ratsam, nach diesem Einstieg ins Prüfungstraining auch andere Aufgaben zu weiteren möglichen 
 Prüfungsthemen durchzuarbeiten. Bei der Prüfungsvorbereitung wird die Arbeit in einer Lerngruppe emp-
fohlen.

In das Buch ist die praktische, langjährige Erfahrung der Autoren eingeflossen, die alle als Lehrgangsleiter, 
Dozent, Lehrbeauftragter und/oder Prüfer tätig sind.

Ihr Feedback ist uns wichtig
Wenn Sie mithelfen möchten, dieses Buch für die kommenden Auflagen zu verbessern, schreiben Sie uns unter 
lektorat@europa-lehrmittel.de.
Ihre Hinweise und Verbesserungsvorschläge nehmen wir gerne auf.

Für Ihre Industriemeisterprüfung wünschen wir Ihnen viel Erfolg.

Sommer 2022
Autoren und Verlag
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1Handlungsfeld

1.1  Arbeitsrechtliche Vorschriften und Bestimmungen, 
Arbeitsvertragsrecht und Tarifvertragsrecht

Rechtsbewusstes Handeln
Jedes betriebliche Handeln muss die Gesetze und die sonstigen rechtlichen Vorschriften beachten und an-
wenden. Dies erfordert, die Grundprinzipien und den Aufbau des Rechts zu kennen und im Grundsatz zu 
verstehen. Dazu gehört ein Überblick über die verschiedenen Kategorien der Rechtsquellen, die in einer 
Rangfolge stehen. Betreffendes Wissen ist in Abschnitt 1.1.1 als Rechtsgrundlagen zusammengefasst. Die 
weiteren Teilkapitel des Handlungsfelds behandeln die im Industriebetrieb hauptsächlich bedeutsamen 
Rechtsbereiche im Detail: Arbeitsrecht, Betriebsverfassungsrecht, Sozialrecht, Arbeitsschutz- und Arbeits-
sicherheitsrecht, Umweltrecht, Produktverantwortung und Datenschutzrecht. 

1.1.1 Rechtsgrundlagen

Begriff des Rechts, Funktionen von Recht und Unterteilung in Rechtsgebiete

Recht ist ein Sammelbegriff für die Gesamtheit der Rechtsnormen, deren Ziel es ist, das Zusammenleben in 
einer Gesellschaft verbindlich und auf Dauer zu regeln bzw. soziale Konflikte zu vermeiden.

Solche Verhaltensnormen entstehen entweder als Gewohnheitsrecht oder als gesetztes Recht. Gewohnheits-
recht sind Regeln, die sich in der Gemeinschaft ausbilden und von ihr als verbindlich akzeptiert werden und fort-
dauernd befolgt werden. Gesetztes Recht wird von staatlichen oder überstaatlichen Gesetzgebungsorganen 
oder von satzungsgebenden Körperschaften geschaffen und in Kraft gesetzt.

Das Recht soll den Frieden sichern und – trotz verbindlicher Regeln – Freiheit gewährleisten. Weitere Funk-
tionen des Rechts sind die Ordnungs-/Garantiefunktion, sowie die Steuerungsfunktion.

In Deutschland wird das Recht grob in die zwei großen Bereiche „Öffentliches Recht“ und „Privatrecht“ unterteilt.

Die beiden grundsätzlichen Bereiche im deutschen Recht

Öffentliches Recht: Verhältnis von Staat zu Bürger Privatrecht: Verhältnis von Bürger zu Bürger

Das öffentliche Recht regelt die Rechtsbeziehungen des Einzel-
nen zur öffentlichen Gewalt (Staat, Land, Gemeinde, öffentliche 
Körperschaft) und die Beziehungen der öffentlichen Gewalten 
zueinander, z. B. zwischen Bund und Ländern.

Beispiele sind: 
 ▪ Staats- und Verfassungsrecht
 ▪ Verwaltungsrecht
 ▪ Sozialrecht
 ▪ Steuerrecht
 ▪ Strafrecht

Das Privatrecht regelt die Rechtsbeziehungen der einzelnen – 
rechtlich gleichgestellten  – Bürger zueinander, aber auch die 
Verhältnisse von privatrechtlichen Gesellschaften und Ver-
bänden.

Beispiele sind:
 ▪ Bürgerliches Recht (BGB)
 ▪ Handelsrecht (HGB)
 ▪ Arbeitsrecht
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Grundsätzlich können fast alle Rechtsgebiete für einen Betrieb eine Rolle spielen, wobei dem Arbeitsrecht eine 
herausragende Bedeutung innerhalb des Betriebes zukommt. 

Überblick über das Arbeitsrecht

Das Arbeitsrecht ist Teil des Privatrechts und regelt das Recht der Arbeitsverhältnisse. Es beinhaltet die 
 Gesamtheit aller Rechtsnormen, die sich mit der unselbstständigen, abhängigen Arbeit befassen (s. Seite 18).

Es gliedert sich in 

 ▪ das Individualarbeitsrecht (Verhält-
nis Arbeitgeber und Arbeitnehmer) 
und

 ▪ das Kollektivarbeitsrecht (Verhält-
nis Arbeitgeber und Betriebsrat 
bzw. Arbeitgeberverbände und Ge-
werkschaften).

Aufgrund des Über-/Unterordnungs-
verhältnisses zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer und des damit 
einhergehenden Ungleichgewichts, 
gewährt das Arbeitsrecht dem Ar-
beitnehmer i. d. R. einen besonderen 
Schutz („Arbeitnehmerschutzrecht“).

Systematik des Rechts
Die verschiedenen Quellen des Rechts wie Rechtsvorschriften der EU, nationale Gesetze, Verordnungen usw. 
sind in einer Systematik zu sehen und ordnen sich zu einer Normenpyramide. Sie ist eine bildliche Darstel-
lung, die das Verhältnis der Rechtsquellen zueinander 
wiedergibt. Abb. 1 zeigt dies am Beispiel der Rechts-
quellen des Arbeitsrechts. Das Verhältnis der einzelnen 
Stufen der Pyramide folgt drei Prinzipien:

 ▪ Rangprinzip

 ▪ Günstigkeitsprinzip

 ▪ Ordnungs- und Spezialitätsprinzip

Welche Rechtsquelle im jeweiligen Fall zur Anwen-
dung kommt, richtet sich in erster Linie nach der 
Rangfolge. Die ranghöhere Rechtsquelle verdrängt die 
rangniedrigere Rechtsquelle (Rangprinzip). So geht 
beispielsweise dem Grunde nach eine gesetzliche Re-
gelung den Vereinbarungen in einem Arbeitsvertrag 
vor.

Von diesem Grundsatz wird lediglich dann abgewi-
chen, wenn die rangniedrigere Rechtsquelle die güns-
tigere Rechtsfolge bietet (Günstigkeitsprinzip). Sofern auf derselben Rangstufe zwei unterschiedliche Regelun-
gen Anwendung finden, erhält die neuere vor der älteren Regelung (Ordnungsprinzip) oder die speziellere vor 
der allgemeineren Regelung den Vorrang (Spezialitätenprinzip).

Bedeutung des EU-Rechts für die Systematik

Das EU-Recht steht an der Spitze der Pyramide. Ein nationales Gesetz darf deshalb nicht nur nicht gegen das 
Grundgesetz (GG) verstoßen, sondern auch nicht gegen das EU-Recht. Seit Jahren gewinnt das Europarecht in 
Form von EU-Richtlinien und EU-Verordnungen sowie über die Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-

Individualarbeitsrecht

regelt z. B.

 ▪ Abschluss von Arbeitsverträgen
 ▪ Arbeitszeit
 ▪ Vergütung
 ▪ Urlaub

Wichtige Gesetze sind z. B.

 ▪ Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
 ▪ Kündigungsschutzgesetz (KschG)
 ▪ Arbeitszeitgesetz (ArbZG)
 ▪ Teilzeitbeschäftigungsgesetz (TzBfG)

Kollektivarbeitsrecht

regelt z. B. 

 ▪ Mitbestimmung
 ▪ Tarifverträge
 ▪ Arbeitskampf

Wichtige Gesetze sind z. B.

 ▪ Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)
 ▪ Tarifvertragsgesetz (TVG)

EU- 
Recht

Grundgesetz

Gesetze

Tarifverträge

Betriebsvereinbarungen

Arbeitsvertrag, Betriebliche Übung

Dirketionsrecht des Arbeitgebers

Bild 1: Normenpyramide des Arbeitsrechts
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hofs (EuGH) stärker an Bedeutung. Dies hat zur Folge, dass das EU-Recht dem Grunde nach Vorrang vor den 
nationalen Regelungen hat.

Bedeutung des Grundgesetzes im Arbeitsrecht

Die im Grundgesetz verbrieften Grundrechte können nicht über Arbeitsgesetze außer Kraft gesetzt werden, da 
das Grundgesetz das ranghöchste nationale Recht darstellt. Die folgende Übersicht führt die für das Arbeitsrecht 
bedeutsamsten Grundrechte auf. Sie gelten zum einen unmittelbar im Betrieb. Zum anderen müssen sie bei der 
Erarbeitung rangniedrigerer Rechtsquellen beachtet werden, da diese nicht gegen das höherrangige Grund-
gesetz verstoßen dürfen.

Für das Arbeitsrecht bedeutsame Grundrechte

Art. 1 Abs. 1 GG Schutz der Menschenwürde: Die Würde des Menschen ist unantastbar.

Art. 2 Abs. 1 GG Jeder hat das Recht auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit.

Art. 3 Abs. 1 GG Allgemeiner Gleichbehandlungsgrundsatz: Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

Art. 3 Abs. 2 GG Gleichberechtigung von Männern und Frauen.

Art. 4 GG Religionsfreiheit: Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschau-
lichen Bekenntnisses sind unverletzlich.

Art. 9 Abs. 3 GG Vereinigungsfreiheit (= Koalitionsfreiheit): Jeder hat das Recht, eine Vereinigung zu gründen oder einer be-
stehenden Vereinigung beizutreten.

Art. 12 Abs. 1 GG Berufsfreiheit: Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen.

Art. 12 Abs. 2 GG Verbot der Zwangsarbeit: Niemand darf zu einer Arbeit gezwungen werden.

Beispiele für die Wirkungsweise der Prinzipien im Arbeitsrecht

Rangfolgeprinzip
Konkurrieren zwei Regelungen auf verschiedenen Rangstufen, gilt das Rangprinzip. Hiernach geht die ranghö-
here Rechtsquelle der rangniedrigeren Rechtsquelle vor. Das bedeutet: Eine Regelung im Arbeitsvertrag, bei der 
der gesetzliche Mindestlohn aus dem Mindestlohngesetz (MiLoG) unterschritten wird, kann/darf nicht gegen 
eine zwingende (nicht dispositive) Regelung eines Gesetzes verstoßen. Denn das Gesetz stellt im Vergleich zum 
Arbeitsvertrag die höherrangige Rechtsquelle dar, weshalb in diesem Beispiel der Mindestlohn und nicht der im 
Arbeitsvertrag stehende Lohn gelten würde.

Ebenso dürfen Tarifverträge nicht gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen und Betriebsvereinbarungen 
dürfen wiederum keine Regelungen aus Tarifverträgen verletzen.

Günstigkeitsprinzip
Als Ausnahme zum Rangprinzip besagt das Günstigkeitsprinzip, dass beim gleichzeitigen Vorliegen einer 
ranghöheren und einer rangniedrigeren Rechtsnorm, stets die für den betroffenen Arbeitnehmer objektiv 
vorteilhaftere Regelung Anwendung findet. Das Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) sieht einen Mindesturlaubsan-
spruch in Höhe von 24 Werktagen vor. Wenn in einem Arbeitsvertrag – welcher dem Grunde nach die rangnied-
rigere Rechtsquelle darstellt – aber 30 Tage vereinbart sind, geht diese Regelung gleichwohl als die günstigere 
Regelung, dem ranghöheren Gesetz vor.

Hiervon gibt es allerdings Ausnahmen. Treffen Regelungen eines anwendbaren Tarifvertrages und einer Be-
triebsvereinbarung zusammen, und regelt die Betriebsvereinbarung Arbeitsentgelte und sonstige Arbeits-
bedingungen, die durch Tarifvertrag (TV) geregelt sind oder üblicherweise geregelt werden, gehen diese 
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 Regelungen – wenngleich sie objektiv womöglich günstiger sind – nicht den Regelungen des Tarifvertrages vor 
(§ 4 Abs. 3 TVG und § 77 Abs. 3 BetrVG). Denn:

Betriebsvereinbarungen dürfen nur Regelungen treffen, die nicht bereits durch Tarifvertrag geregelt sind 
oder üblicherweise durch einen solchen geregelt werden. Auch wenn die Betriebsvereinbarung für den Ar-
beitnehmer günstiger wäre, gilt diese Regelung rechtlich nicht, da in diesem Punkt die Betriebsvereinbarung 
unwirksam ist. 

Die Ausnahme hat wiederum eine Ausnahme. Sofern der anwendbare Tarifvertrag über eine Öffnungsklausel 
verfügt, er also ausdrücklich eine abweichende Regelung von eigentlich tarifvertraglich geregelten Aspekten 
durch eine Betriebsvereinbarung zulässt, geht die entsprechend günstigere Regelung aus einer Betriebsverein-
barung dem Tarifvertrag ausnahmsweise vor.

Ordnungs-/Spezialitätsprinzip
Dieses bezieht sich auf Rechtsquellen, die nach dem Rangprinzip auf der gleichen Stufe stehen. Bei solchen 
Rechtsquellen gleichen Rangs, gilt das Günstigkeitsprinzip nicht. So verlieren alte Tarifverträge mit Inkraft- 
treten eines neuen Tarifvertrags ihre Gültigkeit (neue Regelung geht vor alter Regelung). Ein Haustarifvertrag 
geht einem Flächen- oder Branchentarifvertrag vor, da der Anwendungsbereich des Haustarifvertrags spezieller 
ist.

Weitere Rechtsquellen und Grundsätze

Richterrecht

Als Richterrecht wird ein faktisches Recht bezeichnet, welches durch die Rechtsprechung der meist ober-
instanzlichen Gerichte entsteht und fortentwickelt wird.

Durch die Rechtsprechung der Gerichte werden:

 ▪ unbestimmte Rechtsbegriffe und Generalklauseln konkretisiert,

 ▪ lückenhafte oder ungeregelte gesetzliche Sachverhalte mit allgemeinverbindlicher Rechtsprechung gefüllt,

 ▪ bestehende Regelungen, die durch technische oder gesellschaftliche Entwicklung veraltet waren, fortent-
wickelt.

Arbeitsrechtlicher Gleichbehandlungsgrundsatz

Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz besagt, dass der Arbeitgeber bei begünstigenden Maßnah-
men gegenüber seinen Arbeitnehmern, keinen einzelnen Arbeitnehmer aus willkürlichen Gründen schlech-
ter als andere, mit diesen vergleichbare Arbeitnehmer behandeln darf. Sofern ein objektiv sachlicher Grund 
besteht, können allerdings durchaus Ungleichbehandlungen gerechtfertigt sein.

Rechtsfolge einer ungerechtfertigten Ungleichbehandlung ist, dass der benachteiligte Arbeitnehmer einen 
Anspruch (Gleichbehandlung) gegenüber dem Arbeitgeber in Bezug auf die begehrte Leistung erhält.

Direktionsrecht des Arbeitgebers

Das Direktionsrecht (Weisungsrecht) des Arbeitgebers beinhaltet gemäß § 106 GewO das Recht, die Tätigkeit 
des Arbeitnehmers nach billigem Ermessen näher zu bestimmen, soweit arbeitsvertraglich nicht anderweitig 
etwas geregelt ist. Je detaillierter die Angaben im Arbeitsvertrag gefasst sind, umso geringer ist der Spielraum 
des Arbeitgebers in Bezug auf das Direktionsrecht, da er sich bezüglich der arbeitsvertraglichen Regelungen ge-
bunden hat. Weisungstypisch sind u. a. die Kriterien „Inhalt“, „Ort“, „Zeitpunkt“.
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Bereiche der Weisungsbefugnis

Inhalt (inhaltliche Ausgestaltung) 
der Arbeit

„Wie“

Ort an dem die Arbeitsleistung  
zu erbringen ist

„Wo“

Zeitpunkt der 
zu erbringenden Arbeit

„Wann“

Der Arbeitgeber ist befugt, dem Arbeit-
nehmer inhaltliche Anweisungen zu 
geben, wie er die Arbeit beispielsweise in 
Bezug auf die Reihenfolge, die Qualität, 
Quantität und sonstiger Rahmenbedin-
gungen zu erledigen hat.

Der Arbeitgeber ist befugt, den Arbeit-
nehmer innerhalb des Betriebes, aber 
auch an unterschiedlichen Standorten 
örtlich wechselnd einzusetzen.

Der Arbeitgeber kann nicht einseitig die 
Länge der Arbeitszeit verändern, er kann 
aber Einfluss auf die Lage der Arbeitszei-
ten und die Pausenregelungen nehmen.

Billiges Ermessen

Sämtliche Zuweisungen, welche der Arbeitgeber über das Direktionsrecht vornimmt, müssen stets nach bil-
ligem Ermessen erfolgen. Dieses ist nur gewahrt, wenn die Anweisung zumutbar ist und eine Abwägung der 
beiderseitigen Interessen vorgenommen wurde.

Betriebliche Übung

Als betriebliche Übung wird im Arbeitsrecht die regelmäßige und gleichförmige Wiederholung bestimmter 
Verhaltensweisen des Arbeitgebers bezeichnet, aus denen ein Arbeitnehmer schließen kann, dass ihm eine 
bestimmte Leistung oder Vergünstigung auf Dauer eingeräumt wird.

Eine umfassende, für alle Fälle geltende Regel dazu, wie oft und über welchen Zeitraum der Arbeitgeber sein 
Verhalten wiederholen muss, bis eine betriebliche Übung entsteht, existiert nicht. Meist wird als Orientierung 
die dreimalige Wiederholung als Richtwert herangezogen.

Die betriebliche Übung ist eine ungeschriebene Ergänzung des Arbeitsvertrages durch ein (konkludentes) 
Verhalten des Arbeitgebers, was den Rückschluss auf den Willen zur Vertragsänderung beim Arbeitnehmer er-
weckt. Durch die betriebliche Übung besteht für Arbeitnehmer die Möglichkeit, allein aufgrund des Verhaltens 
des Arbeitgebers in verbindlicher Art und Weise Rechte für sich herzuleiten. Diese Rechte können – sobald sie 
wirksam als betriebliche Übung entstanden sind – zukünftig einseitig nicht mehr verweigert werden.

Bezüglich der Rechtsnatur der betrieblichen Übung wird vom Bundesarbeitsgericht (BAG) die sog. Vertragstheo-
rie vertreten. Hiernach macht der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer durch sein Verhalten ein konkludentes, also 
ein nicht ausdrücklich erklärtes, Angebot auf Anpassung seines Arbeitsvertrags. Dieses kann der Arbeitnehmer 
auch stillschweigend annehmen. Bildlich gesprochen, werden die Anpassungen des Arbeitsvertrages mit „un-
sichtbarer Tinte“ in den Vertrag geschrieben.

Im Hinblick auf den häufigen Anwendungsfall jährlicher Sonderzahlungen wie des Weihnachtsgeldes, hat das BAG 
in ständiger Rechtsprechung einen Grundsatz festgelegt: Bei mindestens dreimaliger, vorbehaltsloser und gleich-
bleibender Gewährung, wird vom Entstehen einer betrieblichen Übung ausgegangen. Eine allgemein gültige Regel 
folgt hieraus zwar nicht, allerdings entstehen regelmäßig betriebliche Übungen nach dem vorbenannten Muster.

Eine einmal wirksam entstandene betriebliche Übung kann vom Arbeitgeber einseitig nicht mehr rückgängig 
gemacht werden. Dies wäre lediglich durch eine einvernehmliche Absprache oder durch eine Änderungs-
kündigung möglich.

1.1.2 Wesen und Zustandekommen des Arbeitsvertrags
Der Arbeitsvertrag wurde ursprünglich als Unterfall des Dienstvertrags im Sinne des § 611 BGB behandelt. Seit 
dem   01.04.2017 ist der Arbeitsvertrag als eigener Vertragstyp in einem separaten Paragraphen (§ 611a BGB) 
 geregelt und dort auch erstmals gesetzlich definiert. Die vormals zu § 611 BGB ergangene Rechtsprechung 
bleibt hiervon allerdings unberührt.
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Arbeitsvertrag, Arbeitnehmer und Arbeitgeber

Durch den Arbeitsvertrag wird der Arbeitnehmer im Dienst eines anderen (dem Arbeitgeber) zur Leis-
tung weisungsgebundener, fremdbestimmter Arbeit in persönlicher Abhängigkeit verpflichtet (§ 611 a Abs. 1  
S. 1 BGB).

Die Vertragsparteien eines Arbeitsvertrages werden Arbeitnehmer (gängige Abkürzung AN) und Arbeitgeber 
(gängige Abkürzung AG) genannt.

Arbeitnehmer

Ob tatsächlich ein Arbeitsvertrag vorliegt, richtet sich nicht nach seiner Überschrift oder geschriebenen 
Inhalts, sondern nach der tatsächlichen Umsetzung, also danach, wie das Vertragsverhältnis im Rahmen einer 
Gesamtbetrachtung „gelebt“ wird. Im Zweifel ist auf die tatsächliche Umsetzung abzustellen. 

Die Kennzeichen, nach denen die Arbeit geleistet werden muss, sind im Gesetz näher umrissen:

Kennzeichen von Arbeit nach einem Arbeitsvertrag

Weisungsgebundenheit 
Weisungsgebunden arbeitet derjenige, dessen Tätigkeit nach 
Inhalt, Art der Durchführung, Ort, Zeit und Dauer von einem an-
deren – dem Arbeitgeber – bestimmt wird (Direktionsrecht).

Fremdbestimmtheit 
Fremdbestimmt arbeitet, wer in einer persönlichen Abhängig-
keit zum anderen steht.

Entgeltlichkeit
Die Zahlung eines Entgeltes für die geleistete Arbeit ist das Ab-
grenzungskriterium des Arbeitsvertrages vom unentgeltlichen 
Auftrag im Sinne des § 662 BGB und des ebenfalls unentgelt-
lichen Geschäftsbesorgungsvertrages im Sinne des § 675 BGB. 

Im Dienste 
Es wird lediglich der „Dienst“, also die Arbeit an sich und nicht ein 
bestimmter Erfolg vom  Arbeitnehmer geschuldet. 

Nicht als Arbeitnehmer anzusehen sind beispielsweise

 ▪ der Geschäftsführer einer GmbH oder 

 ▪ der Vorstand eines Vereins bzw. der Vorstand einer Aktiengesellschaft (generell Organe von juristischen 
 Personen).

Die Definition des Arbeitnehmers ist vor dem Hintergrund besonders bedeutsam, dass sie den Schlüssel für die 
Anwendung des Arbeitsrechts und dessen Schutzvorschriften darstellt. Ihr Zweck ist, den abhängigen Arbeits-
vertrag von dem unabhängigen (freien) Dienstvertrag abzugrenzen.

Scheinselbstständigkeit

Die Definition des Arbeitnehmers bildet auch eine Abgrenzung zur sog. Scheinselbstständigkeit. Eine Schein-
selbstständigkeit liegt bei einer Person vor, die zwar im Hinblick auf die Vereinbarungen im gegenseitigen 
 Vertrag selbstständige Dienst- oder Werkleistungen für ein fremdes Unternehmen erbringt, bei tatsächlicher 
Bewertung allerdings abhängig und gerade nicht frei beschäftigt ist. Ob Scheinselbstständigkeit vorliegt, kann 
im Rahmen eines sog. „Statusfeststellungsverfahrens“ geklärt werden. Dieses dient dazu, den Status von Per-
sonen als abhängig Beschäftigte oder selbstständig Tätige festzustellen. Hierbei werden speziell die Kriterien der 
Arbeitnehmerdefinition herangezogen. Weitere Kriterien sind:

 ▪ Weisungsgebundenheit (Zeit, Ort und Umfang der Tätigkeit)

 ▪ Eingliederung in die Arbeitsorganisation 

 ▪ Arbeiten mit gestellten Betriebsmitteln des Auftraggebers 

 ▪ Tätigkeit exklusiv für einen oder mehrere Auftraggeber 

 ▪ Auftreten und Werben am Markt im Rahmen der unternehmerischen Tätigkeit
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Scheinselbstständige sind im Ergebnis Arbeitnehmer. Dies hat zur Folge, dass

 ▪ auf diese Personen sämtliche Rechte und Pflichten eines normalen Arbeitnehmers Anwendung finden (z. B. 
Kündigungsschutz, Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, Urlaubsansprüche, Arbeitszeitgesetz usw.) und 

 ▪ von beiden Arbeitsvertragsparteien beim Vorliegen einer Scheinselbstständigkeit sämtliche Sozialversiche-
rungsabgaben bis maximal vier Jahre in die Vergangenheit nachbezahlt werden müssen.

Die Folgen einer Scheinselbstständigkeit treffen regelmäßig den Arbeitgeber härter als den scheinselbstständi-
gen Arbeitnehmer.

Arbeitgeber

Die Person des Arbeitgebers findet in unterschiedlichen Arbeitsgesetzen, wie z. B. in § 2 Abs. 3 Arbeitsschutz-
gesetz (ArbSchG) oder in § 6 Abs. 2 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) leicht variierende Definitionen.

Der Begriff des Arbeitgebers wird mittelbar über den Arbeitnehmerbegriff des § 611 a BGB definiert. 

Arbeitgeber ist somit jeder (jede natürliche und juristische Person), der (mindestens) einen anderen, auch 
vorübergehend, als Arbeitnehmer im Rahmen von weisungsgebundener Arbeit beschäftigt. 

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) definiert den Arbeitgeber wie folgt: „Arbeitgeber ist derjenige Teil des Arbeits-
verhältnisses, der die Dienstleistung vom Arbeitnehmer kraft des Arbeitsvertrags fordern kann und damit die 
wirtschaftliche und organisatorische Dispositionsbefugnis über die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers und 
den Nutzen aus ihr hat. Insoweit kommt es auf den im Einzelfall erkennbaren Parteiwillen an.“ (BAG, Urteil vom 
27.09.2012 – 2 AZR 838/11). 

Die Anbahnung von Arbeitsverhältnissen

Sofern auf Seiten des Arbeitgebers Personalbedarf 
besteht, wird er eine Neu- oder Nachbesetzung der 
vakanten Stellen vornehmen. Dazu gilt es, geeignete 
Arbeitnehmer zu finden, mit denen entsprechende 
Arbeitsverträge abgeschlossen werden können. Das 
Vorgehen bis zum Angebot eines Arbeitsvertrags um-
fasst die nebenstehenden Schritte. 

Das angesprochene Diskriminierungsverbot muss 
auch in Bewerbungsgesprächen beachtet werden. Das 
hat zur Folge, dass eine Reihe von Fragen unzulässig 
sind. Darüber müssen Sie als Industriemeister infor-
miert sein, wenn Sie mit an Bewerbungsgesprächen 
als zukünftiger Vorgesetzter teilnehmen.

Im Wesentlichen unzulässig ist die Frage nach …

 ▪ Krankheiten
 ▪ einer HIV-/AIDS-Infektion
 ▪ dem Vorliegen einer Schwangerschaft
 ▪ einer Behinderung (mit Ausnahmen, wenn diese die Aus-

übung der vorgesehenen Tätigkeit unmöglich macht), 
 ▪ den Vermögensverhältnissen

 ▪ Vorstrafen
 ▪ Gewerkschaftsmitgliedschaft
 ▪ Religion und Weltanschauung
 ▪ Parteizugehörigkeit
 ▪ vorheriger Vergütungshöhe

Grundlegender Ablauf einer Stellenbesetzung

 ▪ Ausschreibung der Stelle(n), wobei es zu beachten gilt, 
dass im Ausschreibungstext mittelbare oder unmittelbare 
Diskriminierungen vermieden werden müssen

 ▪ Kontaktaufnahme von interessierten Arbeitnehmern mit 
dem Arbeitgeber über eine Bewerbung

 ▪ Durchführung eines Auswahlverfahrens unter den einge-
gangenen Bewerbungen mithilfe z. B. von

 – Auswahl nach den Unterlagen über bestimmte Kriterien
 – Bewerbungsgespräche
 – Einstellungstest, Eignungstest, Assessment Center
 – Einstellungsuntersuchung

 ▪ Entscheidung für Bewerber
 ▪ Angebot und Abschluss des Arbeitsvertrags

1.1 Arbeitsrechtliche Vorschriften und Bestimmungen, Arbeitsvertragsrecht und Tarifvertragsrecht
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Begründung von Arbeitsverhältnissen 

Vertragsschluss 

Wie alle sonstigen Verträge, kommen auch Arbeits-
verträge durch zwei übereinstimmende Willenserklä-
rungen, namentlich Angebot und Annahme, zustande. 
Die Vertragsparteien sind frei darin, zu entscheiden, 
ob sie einen Arbeitsvertrag schließen und mit wem 
sie diesen Arbeitsvertrag schließen (sog. Abschluss-
freiheit). Ferner sind sie – im Rahmen der gesetzlichen 
Vorgaben – frei darin, den Inhalt des Arbeitsvertrages 
bis zur Grenze der Sittenwidrigkeit zu gestalten (sog. 
Inhaltsfreiheit). 

Als zwingend einzuhaltende gesetzliche Vorschriften gelten die im Arbeitsrecht in vielen Bereichen (z. B. Arbeits-
zeit, Urlaub, Lohnfortzahlung) geregelten Arbeitnehmerschutzvorschriften. Diese sind für die Arbeitsvertrags-
parteien in der Regel nicht frei verhandelbar (nicht dispositiv). Sie können auch nicht durch Zustimmung des 
Arbeitnehmers umgangen werden. Die Beachtung dieser Vorschriften grenzt die Vertragsfreiheit ein. Etwaige 
Umgehungen sind unwirksam. Der Mindestinhalt eines Arbeitsvertrages ergibt sich aus § 2 Nachweisgesetz 
(NachwG). Das Arbeitsrecht sieht noch weitere Eingrenzungen der Vertragsfreiheit vor. Das gilt für Fälle, zu 
 denen es Verbote oder Gebote gibt.

Abschlussverbot: Kinder dürfen im Sinne des § 5 JArbSchG gar nicht beschäftigt werden.
Beschäftigungsverbot: Jugendliche dürfen im Sinne des § 8 JArbSchG, der Höchstarbeitszeiten festlegt, nicht 
länger als acht Stunden täglich/40 Stunden wöchentlich beschäftigt werden.
Diskriminierungsverbot: Ist im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) festeschrieben. 
Einstellungsgebot: Auszubildende, die der Jugend- und Auszubildendenvertretung oder dem Betriebsrat ange-
hören, haben einen Einstellungsanspruch in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis, § 78a BetrVG. 

Beteiligung des Betriebsrats 

Sofern in einem Betrieb in der Regel mindestens fünf ständig wahlberechtigte Arbeitnehmer beschäftigt wer-
den, von denen drei wählbar sind, besteht die Möglichkeit für die Mitarbeiter, einen Betriebsrat zu wählen. Eine 
solche Wahl ist freiwillig (siehe Kapitel 1.2 Seite 59).

Sofern ein Betriebsrat gebildet wurde, hat dieser bei der Anbahnung von Arbeitsverträgen und bei deren 
 tatsächlichem Vertragsabschluss sog. Beteiligungsrechte.

Beteiligungsrechte des Betriebsrats

Personalfragebogen, § 94 BetrVG Personelle Einzelmaßnahme, § 99 BetrVG

Sofern der Arbeitgeber für die Erhebung von Daten der Be-
werber bzw. Mitarbeiter einen sog. Personalfragebogen ver-
wendet, hat der Betriebsrat hinsichtlich dessen Verwendung 
und Inhalt ein Mitbestimmungsrecht. 

Darüber hinaus besteht im Hinblick auf standardisierte Fra-
gen im Einstellungsgespräch eine Zustimmungserfordernis des 
Betriebsrats. 

Will der Arbeitgeber ab einer Betriebsgröße von mehr als 
20  Arbeitnehmern einen neuen Arbeitsvertrag abschließen, 
bedarf dies der vorherigen Zustimmung durch den Betriebsrat. 

Sofern der Betriebsrat seine Zustimmung zur geplanten Ein-
stellung verweigern möchte, kann er dies nur unter Angabe von 
den in § 99 BetrVG abschließend genannten Gründen tun.

Form des Arbeitsvertrages

Grundsätzlich ist der Abschluss von Arbeitsverträgen formfrei möglich. Da somit keine Schriftformerfordernis 
einzuhalten ist, ist der Abschluss auch mündlich oder per Handschlag möglich. Auch ist ein Vertrags schluss 

Bild 1: Zustandekommen eines Vertrags
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